
Verwaltungszwang - Vorläufiger Rechtsschutz gegen belastende Verwaltungsakte

Schaubild 1
vorläuf. Rechtsschutz nach der VwGO

Aussetzungsverfahren,

§ 80 Abs. 5 VwGO

Anordnungsverfahren,

§ 123 VwGO

dient der Anordnung oder

Wiederherstellung der aufschieb.

Wirkung des Rechtsbehelfs gegen einen

belastenden Verwaltungsakt 

dient der vorläufigen Sicherung oder

Regelung von Rechten in Fällen von

Verpflichtungs-, Leistungs-, oder

Feststellungsklagen

Schaubild 2
vorläuf. Rechtsschutz nach § 80 VwGO

Regelfall

§ 80 Abs. 1 VwGO

Ausnahmefall: 

keine aufschiebende Wirkung 

§ 80 Abs. 2 VwGO

Widerspruch und Anfechtungsklage

haben aufschieb. Wirkung 

§ 80 Abs. 2 Nrn. 1

bis 3 VwGO

§ 80 Abs. 2 Nr. 4,

Abs. 3 VwGO

 kraft Gesetzes kraft behördlicher
Anordnung

Verwaltungsakt darf trotz Einlegung des

Rechtsbehelfs vollzogen werden

Rechtsschutz dagegen durch 

umfassendes Verbot, Folgerungen aus

dem Verwaltungsakt zu ziehen, insb. die

Regelung durchzusetzen

Anordnung der
aufschieb.
Wirkung  

Wiederherstellung
der aufschieb.

Wirkung 

durch die Behörde, § 80 Abs. 4 VwGO

nach: Alpmann/Schmidt, VwGO, 3. A., S. 216 durch das Gericht, § 80 Abs. 5 VwGO

Richard U. Haakh * Verwaltungsvollstreckungsrecht * (c) * Unterricht@Haakh-online.de


